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SICHERHEITSPOLITIK

Osterreich im sicherheitspolitischen Wandel -

von der Landesverteidigung zur solidarischen Friedenssicherung

Osterreich hat die sicherheits- und verteidigungspolitischen Herausfor-
derungen nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 1989 ganz gut gemeis-
tert. Durch eine klare Primirorientierung an der EU erfolgte auch
eine «Europdisierung» der Sicherheitspolitik, begleitet von der Teilnah-
me an der NATO-Partnerschaft fiir den Frieden. Dass die Neutralitit
dabei in Politik und Gesellschaft einen unverindert hohen Stellenwert
geniesst, mag als Osterreichisches Spezifikum gelten. Die Entwicklung
des Osterreichischen Bundesheeres reflektiert die umfangreichen Ver-
anderungen. Von urspriinglich 300000 Mann Mobilmachungsstirke sind
gerade noch 55000 verblieben. Die verstarkte Orientierung an multina-
tionalen Friedenseinsdtzen steht im Zentrum der laufenden Transfor-
mation. Osterreich méchte mit einem «Einsatzheer» neben der Erfiil-
lung nationaler Aufgaben auch einen adaquaten Beitrag zur Sicherheit
Europas und zum internationalen Krisenmanagement leisten. Spannend
wird dabei sein, ob Osterreichs politische EU-Ambitionen im Einklang
mit seinen sicherheits- und verteidigungspolitischen Anstrengungen

stehen werden.

Walter Feichtinger *

Eine Vorbemerkung

Es waren bewegte Zeiten, die Osterreich
nach dem Fall der Berliner Mauer 1989
und dem Ende des Kalten Krieges durch-
schritt. Die rapide Verinderung der geo-
politischen Rahmenbedingungen bewirk-
te Prozesse, die heute noch anhalten und
deren Konsequenzen letztlich nicht voll
absehbar sind. Nicht von ungefihr stufen
deshalb viele Analytiker die Zeit nach 1989
als Ubergangsperiode ein, man spricht von
einer «Phase der Weltunordnungy.

Nach der «strategischen Erstarrungy
wihrend des Kalten Krieges eroffneten sich
nach dem Zusammenbruch der Sowjet-
union plotzlich nicht nur ungeahnte wirt-
schaftliche Moglichkeiten (Stichwort Glo-
balisierung); auch im sicherheitspolitischen
Bereich gab es gravierende Veranderungen.
So entstanden mit dem Niederreissen des
Eisernen Vorhangs beispielsweise schlag-
artig  «Fluchtmoglichkeiten», die seither
Hunderttausende politisch verfolgte oder
wirtschaftlich verzweifelte Menschen nutz-
ten und das bis dahin hermetisch abgerie-
gelte Westeuropa vor ungeahnte Probleme
stellten. Mit der Befreiung Kuwaits durch
eine multinationale  Friedensstreitkraft
1991 im Auftrag der UNO wurde zudem
eine Ara des bis dahin in Umfang und
Intensitit unvorstellbaren internationalen
Krisen- und Konfliktmanagements ein-

*Walter Feichtinger, Dr., Brigadier des Oster-
reichischen Bundesheeres, Direktor des Institutes fiir
Friedenssicherung und Konfliktmanagement (IFK),
Landesverteidigungsakademie, Amtsgebiude Stiftgasse
2a, A-1070 Wien. Der Autor dankt Mag. Florian
Walter (IFK) fiir die Unterstiitzung.
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geliutet. Die grausamen Zerfallskriege in
Jugoslawien, die im Sommer 1991 ausbra-
chen, machten dagegen deutlich, dass mit
dem Ende des Kalten Krieges keinesfalls
der «grosse Weltfriede» angekommen war.
Es wurde vielmehr offenbar, dass sich
zahlreiche Konflikte, die bis dahin unter-
driickt worden waren, nun gewaltsam ent-
luden und die betroffenen Gesellschaften
wie die Staatengemeinschaft vor erhebliche
Probleme und Herausforderungen stellten.
Dies flihrte beispielsweise dazu, dass die
UNO Ende August 2007 in 19 Missionen
mit knapp 83000 Soldaten und Polizisten
sowie fast 20000 zivilen und lokalen Krif-
ten weltweit im Dienste des Friedens im
Einsatz stand.! Dazu kommen Zigtausende
Friedenshelfer im Rahmen regionaler

Sicherheitsorganisationen wie der NATO,
der EU, der OSZE oder der Afrikanischen
Union (AU). Die ungeheure Dynamik der
globalen sicherheitspolitischen Entwick-
lung samt daraus erwachsenden Notwen-

digkeiten ldsst sich besonders am signifikant
verinderten Aufgabenspektrum vor allem
westlicher Streitkrifte nachvollziehen, die
tiber Jahrzehnte fuir eine Territorialverteidi-
gung an den Staats- oder Biindnisgrenzen
aufgestellt und fiir diese Aufgabe speziell
vorbereitet waren.

Das neutrale Osterreich, bis 1989 in
einer geopolitischen Sonder- und Puffer-
position zwischen den beiden Militir-
blocken NATO und Warschauer Pakt
(WAPA) gelegen, blieb von diesen Verin-
derungen keineswegs unbertihrt. Als etwa
1989 Osterreichs damaliger Aussenminister
Alois Mock gemeinsam mit seinem un-
garischen Amtskollegen Gyula Horn me-
dienwirksam und symboltrichtig den
Grenzzaun zerschnitt, konnte wohl keiner
ahnen, dies einem Dammbruch
gleichkommen und den bis heute reichen-
den sicherheitspolizeilichen Assistenzein-
satz des Bundesheeres zur Grenziiber-
wachung notwendig machen wiirde.

Besonders aber bewirkten die Erfahrun-
gen mit dem «Krieg vor der Haustiir» im
chemaligen Jugoslawien, der Staatszerfall in
Albanien 1997 und die Terroranschlige
vom 11. September 2001 in den USA ei-
nen sicherheitspolitischen Nachdenkpro-
zess in Osterreich.

In einer Riickschau lassen sich dabei
zwei Phasen, nimlich der Zeitraum von
1989 bis 1995 und die Zeit nach 1995, un-
terscheiden. Die Zisur bildete dabei die
Aufnahme Osterreichs als Vollmitglied in
die Europiische Gemeinschaft (EG) mit
1. Januar 1995 und die unmittelbar darauf
folgende Unterzeichnung eines Rahmen-
dokumentes samt Verabschiedung eines
«osterreichischen  Einflihrungsdokumen-
tes», mit dem sich Osterreich an der NA-

dass

'Vgl.  Internet-Dokument:
Depts/dpko/dpko/bnote.htm, abgerufen am 4.10.2007.

http:/ /uwnw.un.org/

Osterreichische
Soldaten leisten
seit 1990 dem
Innenministerium
an der Grenze
Assistenz. Trotz
Aufnahme der 6st-
lichen Nachbarn
zur Schengen-
Gruppe soll der
Einsatz zumindest
bis zum Ende der
Fussball-EM 2008
aufrecht erhalten
bleiben.

Foto: Bundesheer
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Gesamttruppenstirke ca. 240.000 Mann (nach Mobilmachung)

Heeresorganisation OBH 1990

BMLV

Armeekommando

Quelle: Hessel, Friedrich: Die
Streitkrdfteentwicklung des
Bundesheeres der Zweiten
Republik, OMZ 2/2005.
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TO-Partnerschaft flir den Frieden (PfF)
beteiligte. Osterreich 6ffnete sich damit
gegeniiber der Staatengemeinschaft und
schuf die Grundlage fiir ein umfassendes
und erfolgreiches Mitwirken am interna-
tionalen Krisen- und Konfliktmanagement
und der Katastrophenhilfe im Rahmen der

Osterreich 6ffnete sich

damit gegenuber der Staatengemein-
schaft und schuf die Grundlage fur ein

umfassendes und erfolgreiches
Mitwirken am internationalen Krisen-

und Konfliktmanagement und der
Katastrophenhilfe im Rahmen
der NATO.

NATO. Fiir die weitere Entwicklung des
Osterreichischen  Bundesheeres  (OBH)
war dabei bedeutsam, dass mit der Betei-
ligung und vollen Einbindung im PfF-
Rahmen die Zusammenarbeitsfihigkeit
(«Kompatibilitit und Interoperabilitit») der
osterreichischen Streitkrifte im internatio-
nalen Verbund zumindest auf absehbare
Zeit gewihrleistet werden konnte.

1989 bis 1995 - Osterreich wird mit
neuen Realitdten konfrontiert

Sicherheitspolitische Neuorientie-
rung und Abschied
von der Raumverteidigung

Mit der Offnung der ungarischen West-
grenze flir DDR-Biirger 1989 wurde
Osterreich schlagartig zum Transitland fiir
Ostfliichtlinge und abrupt und intensiv mit

den Auswirkungen der neuen «Ara der
Freiheit» konfrontiert. Wihrend im Raum
der europiaischen Satellitenstaaten der zer-
fallenden  Sowjetunion die politischen
Wirren einsetzten, sorgten im OBH zwei
grundsitzliche Entscheidungen fiir Auf-
sehen: Osterreich befreite sich zum einen
1989 mit der Lenkwaffenentscheidung im
Landesverteidigungsrat innerstaatlich von
bisherigen Bindungen des Staatsvertrages
1955 und ebnete damit den Weg zur Be-
schaffung moderner Waffensysteme, z.B.
zur Panzer- und Fliegerabwehr. Die ent-
sprechende volkerrechtliche Obsoleter-
klarung der einschlagigen Staatsvertrags-
bestimmungen erfolgte im Herbst 1990.2
Andererseits schuf die Indienstnahme von
24 gebrauchten DRAKEN-Abfangjigern
eindeutige Fakten fiir den Fortbestand der
aktiven Luftraumiiberwachung. Dem wa-
ren heftige innenpolitische Auseinander-
setzungen und Konflikte vorausgegangen —
eine nicht zu tibersehende Parallele zur
aufreibenden Diskussion um die Beschaf-
fung des Nachfolgemodells Eurofighter
von 2001 bis 2007.

Andererseits schuf die Indienstnahme
von 24 gebrauchten DRAKEN-
Abfangjagern eindeutige Fakten fur
den Fortbestand der aktiven
Luftraumiberwachung.

Bereits 1987 hatte der Ministerrat mit
dem Beschluss einer neuen Heeresgliede-
rung (Reduktion der Mobilmachungsstir-
ke von geplanten 300000 auf die bis dahin
erzielte Realstirke von 240000 Mann)
sowohl den permanenten budgetiren
Engpiassen als auch dem sich indernden
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sicherheitspolitischen Umfeld Rechnung
getragen und damit den Startschuss zur
systematischen Verkleinerung des OBH
gegeben.

Vor diesem Hintergrund ist auch die
Abschaffung der Zivildienstkommission
1991 zu sehen. Der im Vergleich zum
Wehrdienst etwas verlingerte Zivildienst
wurde mit dieser politischen Entscheidung
de facto zur gleichgestellten Alternative
zum Dienst mit der Waffe. Jeder taugliche
minnliche Staatsbiirger kann seither aus
freien Stiicken entscheiden, ob er Wehr-
oder Zivildienst leistet. Der daraufhin
einsetzende sprunghafte Anstieg der Zivil-
diener von 4000 auf 14000 stellte die Mi-
litirplaner vor keine unlosbaren Probleme,
erfreute aber die zivilen Hilfsorganisatio-
nen durch den Zulauf «billiger» Helfer und
machte sie zu vehementen Verfechtern der
Wehrpflicht — eine interessante Facette der
osterreichischen Verteidigungsmoral und
Wehrgesinnung.

Zweiter Golfkrieg und
Assistenzeinsatz — die aktuellen
Herausforderungen

Als im September 1990 die ersten Solda-
ten ihren Grenzkontrolleinsatz zur Unter-
stiitzung des Innenministeriums antraten,
tiberflogen Militarjets der US-gefiihrten
multinationalen Streitmacht zur Befreiung
Kuwaits von der irakischen Besetzung
mit Genehmigung der Bundesregierung
Osterreich. Wahrlich zwei symboltrichtige
Ereignisse, die Aufschluss iiber die neuen
Herausforderungen gaben. Im Vorfeld die-
ses Zweiten Golfkriegs hatte sich 1991 in
Osterreich die Rechtsauffassung durchge-

?Mitteilung der Ssterreichischen Bundesregierung
betreffend einige Bestimmungen des Staatsvertrages
vom 15.5.1955 von Wien an die vier Signatarstaaten
des Staatsvertrags, Wien, 6.11.1990.
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Die Sicherung der Grenzen gegeniiber dem damaligen Jugoslawien 1991 stellt einen
Einsatz gemiss §2a des Wehrgesetzes dar. Weitere Aufgaben des OBH sind die
Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit im Inneren (u.a.: Assistenzeinsatz seit
1990), die Hilfeleistung bei Elementarereignissen und Ungliicksfillen aussergewohnli-
chen Umfanges (u.a.: Lawinenungliick Galtiir) sowie die Hilfeleistung im Ausland bei
Massnahmen der Friedenssicherung, der humanitiren Hilfe und der Katastrophen-

hilfe (u.a: Kosovo- oder Afghanistaneinsatz).

Dass friedenssichernde und friedens-
schaffende Aufgaben von
steigender Bedeutung sein wirden,
sollte sich alsbald zeigen.

setzt, dass den Verpflichtungen aus der
UNO-Satzung Vorrang gegeniiber der
Neutralitit einzuriumen sei. Das Vorbild
der Schweiz hatte somit ginzlich ausge-
dient, Osterreich hatte eine wesentliche
Hiirde auf dem Weg zur solidarischen Teil-
nahme auch an anspruchsvolleren Mass-
nahmen des internationalen Krisenmana-
gements genommen. Dass friedenssichern-
de und friedensschaffende Aufgaben von
steigender Bedeutung sein wiirden, sollte
sich alsbald zeigen.

Der politische und gesellschaftliche Zer-
fallsprozess Jugoslawiens eskalierte 1991
mit dem untauglichen Versuch der jugosla-
wischen Staatsfithrung, Sloweniens Unab-
hingigkeit durch den gewaltsamen Einsatz
der Jugoslawischen Volksarmee (JVA) zu
verhindern.

Das unverziiglich alarmierte OBH si-
cherte darauthin mit prasenten Kriften die
Grenze zu Slowenien und konnte ein
Ubergreifen der Kampfhandlungen auf
osterreichisches Territorium  verhindern.
Als die umstrittenen DRAKEN nach
mehrmaligem Eindringen jugoslawischer
Kampfllugzeuge in den osterreichischen
Luftraum dessen liickenlose Kontrolle
ibernahmen, applaudierte sogar Steier-
marks Landeshauptmann Josef Krainer, der
sich vehement gegen deren Beschaffung
gestemmt hatte. Als Kuriosum der Gster-
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Foto: Bundesheer

reichischen Sicherheitspolitik ist zu ver-
merken, dass eben dieser Josef Krainer
mittels steirischer Nationalratsabgeordne-
ter seinem «Parteifreund» und Verteidi-
gungsminister, Robert Lichal, wegen der
Drakenbeschaffung einen Misstrauensan-
trag im Parlament beschert hatte.” Dies ist
einzigartig in der Zweiten Republik und
einer von vielen Hinweisen auf die dusserst
ambivalente Einstellung und das inkonse-
quente Verhalten mancher osterreichischer
Politiker und von Teilen der Gesellschaft
zur Sicherheits- und Verteidigungspolitik
dieses Landes und dem OBH.

Die Tatsache, dass im Frithsommer 1991,
wihrend des Krieges vor der eigenen

«Haustiim, keine Milizverbinde aufgeboten
worden waren, obwohl die Grenzsicherung
zu deren Kernaufgaben gehorte, bedeutete
de facto den Abschied Mobil-
machungs- und vom Raumverteidigungs-
konzept. Vielmehr wurde die Devise
«Mobilitit und Flexibilitit» zur wichtigsten
Leitlinie aller folgenden Heeresreformen.

vom

Vielmehr wurde die Devise
«Mobilitat und Flexibilitat» zur
wichtigsten Leitlinie aller folgenden
Heeresreformen.

Simtliche Bestrebungen gingen und gehen
dabei in Richtung eines erhéhten Reak-
tionsvermogens und einer gesteigerten
Handlungsfihigkeit durch Abstiitzung auf
prasente Krifte, wihrend Aspekte der
Grenz- und Territorialverteidigung immer
mehr an Bedeutung verloren. So wurde
die Mobilmachungsstirke von Mitte der
1980er-Jahre vorgesehenen 300000 Solda-
ten auf aktuell geplante 55000 reduziert,
wihrend die Zahl der Krifte im Ausland
sukzessive stieg. Hatte das OBH nimlich
1989 etwa 700 Mann in friedenserhalten-
den Einsitzen, so waren es Mitte 2007 be-
reits knapp 1100 in zudem teils wesentlich
anspruchsvolleren Missionen.”

*Vgl.  Internet-Dokument:
051226-94807/93705txt_story.html,
25.9.2007.

“Vgl. Internet-Dokument: http:/ /vnow.bmlv.gr.at

http://news.orf.at
abgerufen am

avsle /missionen/mission.shtml, abgerufen am 4.10.2007.

Quelle: BML}

Auslandseinsitze des osterreichischen Bundesheeres
Stand: 1. Januar 1990
Soldaten im Einsatz: 693 Missionen: 5
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Osterreich orientiert sich
zunehmend an Briissel

Es steht ausser Zweifel, dass der bis Ende
1995 in Bosnien und Herzegowina toben-
de Krieg, der zirka 90000 Fliichtlinge al-
lein nach Osterreich trieb, ein sicherheits-
politisches Umdenken in Gesamteuropa
hervorgerufen hat. Das Eingestindnis, die-
sen Ereignissen letztlich hilflos gegentiber-
gestanden zu haben, wurde zur massgebli-
chen Triebfeder fiir den Aufbau europi-
ischer Krisenmanagementkapazititen, auch
wenn es noch des Krieges um das Kosovo
1999 bedurfte, um die Anstrengungen
ernsthaft und die Ergebnisse greifbar wer-
den zu lassen. Die grosste sicherheitspoliti-
sche Herausforderung bestand fiir Europa
nach dem Fall der Berliner Mauer — neben

Vor allem mit der 1994 entwickelten
PfF entstand ein exzellentes
Instrument, das keinesfalls nur einen
«Wartesaal» fur kinftige Mitglieder
darstellte.

der Eindimmung und Bewiltigung des
Krieges in Restjugoslawien — in der fried-
lichen Transformation der ehemaligen sow-
jetischen Satellitenstaaten in Ost- und Siid-
osteuropa und ihrer Heranfiihrung an
westliche Normen und Standards. Einen
wesentlichen Beitrag leistete daber die
NATO, die damit auch einen Wandel vom
tiberholten Verteidigungsbiindnis zu einer
umfassenden Sicherheitsgemeinschaft voll-
zog. Vor allem mit der 1994 entwickelten
PfF entstand ein exzellentes Instrument, das

Nach einem verheerenden Lawinenungliick erreichen BH-Helikopter als Erste den

von der Aussenwelt abgeschlossenen Tiroler Ort Galtiir (1999). Die umfangreichen
Transportaufgaben waren allerdings nur mit NATO-Hilfe zu bewaltigen.

keinesfalls nur einen «Wartesaal» fiir kiinfti-
ge Mitglieder darstellte. Die verstirkte Zu-
sammenarbeit in diesem Forum ermog-
lichte neben der unerlisslichen Vertrauens-
bildung zwischen ehemaligen Gegnern vor
allem eine wertvolle Hilfestellung und Be-
gleitung bei den umfangreichen Umstel-
lungsprozessen von Streitkriften des che-
maligen WAPA, die in viele Bereiche (z.B.
rechtliche Grundlagen, politische Kontrol-
le) hineinwirkten. Dartiber hinaus etablierte
sich die PfF als unverzichtbares Instrument
zur Herstellung der Zusammenarbeits-
fahigkeit der Streitkrifte (Stichwort: Stan-
dardisierung von Verfahren und Normen)
und als funktionstiichtiger Rahmen fiir
multinationale Friedensmissionen.

Balkan
(EUMM)

Quelle: BMLV

Auslandseinsitze des dsterreichischen Bundesheeres
Stand: 1. August 2007
Soldaten 1im Einsatz: 1092 Missionen: 14

(EUFOR Althea)

Kosovo
(KFOR)

Bosnien

111 573

Afghanistan
(ISAF)

NATO-Einsiitze
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Foto: Bundesheer

Es zeichnete sich zu Beginn der 1990er-
Jahre schon klar ab, dass auch fiir Osterreich
die grossten sicherheitspolitischen Heraus-
forderungen hinkiinftig im Ausland liegen
wiirden. Der Ministerrat beschloss daher
bereits 1993 das internationale Einsatzkon-
zept des Bundesheeres (VOREIN) fiir

Es zeichnete sich zu Beginn der
1990er-Jahre schon klar ab, dass auch
fir Osterreich die gréssten sicherheits-

politischen Herausforderungen
hinkunftig im Ausland liegen warden.

zukiinftige Osterreichische Beteiligungen
an Missionen der UNO. Dass hinkiinftige
Friedenseinsitze vorrangig im Rahmen
der Regionalorganisationen NATO und
EU erfolgen wiirden, konnte zu diesem
Zeitpunkt noch niemand ahnen. Mit ei-
nem gewissen Weitblick wurde aber im
Bereich der Katastrophenhilfe schon 1993
durch die Teilnahme des OBH an einer
multinationalen Ubungsreihe ein Weg vor-
gezeichnet, der spater auch fur Kampf-
truppen zur Selbstverstandlichkeit werden
sollte.

Die gesamtpolitische Orientierung kon-
zentrierte sich in dieser Zeit allerdings be-
reits auf einen Beitritt zu der damaligen
EG; mit der Aufnahme als Vollmitglied
strebte Osterreich nicht nur eine politische
und wirtschaftliche Integration an,sondern
auch die Zugehorigkeit zur europidischen
Stabilititszone.
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Heeresorganisation OBH 1998

Gesamttruppenstirke ca. 110.000 Mann (nach Mobilmachung)

Korpskommando

ﬁhl Militirkommanden l

Quelle: Hessel, Friedrich: Die
Streitkrdfieentwicklung des
Bundesheeres der Zweiten

Republik, OMZ 2/2005.
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Die Zeit von 1995 bis 2007 Osterreichs  Neutralitit wurde somit  vom Tisch. Das negative Image einer

Im Spannungsfeld von Neutralitit,
NATO und EU

Das Jahr 1995 stellte den Auftakt zu gra-
vierenden Verinderungen in Osterreichs
Sicherheitspolitik dar. Mit der EU-Mit-
gliedschaft ab 1. Januar 1995 iibernahm
Wien simtliche politischen und rechtli-
chen Verpflichtungen, wodurch auch die
aussen- und sicherheitspolitischen Rah-
menbedingungen einen entscheidenden
Wandel erfuhren.

Um im Hinblick auf den Neutralitits-
status etwaige Probleme zu vermeiden,
wurde mit der Ratifizierung des EU-Ver-
trages unter anderem Artikel 23f in die
Bundesverfassung  eingefligt. Dieser be-
stimmt, dass die Mitwirkung an der Ge-
meinsamen Aussen- und Sicherheitspolitik
(GASP der EU) verfassungsrechtlich nicht
durch das Neutralititsgesetz beschrinkt
wird. In weiterer Folge wurde mit einer
Novellierung des Artikels 23f die Mitwir-
kung an den Petersberg-Aufgaben sowie
an der Europiischen Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (ESVP) erméglicht.

Die Zeit fiir Sonderwege war somit im
Wesentlichen vorbei, da die Optionen ei-
ner autonomen Neutralititspolitik seither
nur mehr dann zum Tragen kommen kon-
nen, wenn sie nicht im Gegensatz zur EU-
Politik und zu den dieser zugrundeliegen-
den Absichten stehen oder die EU keine
gemeinsame Position bezieht. Im Rahmen
der GASP besteht zwar fiir jedes Mitglied
die Moglichkeit einer «qualifizierten Ent-
haltungy; realpolitisch kime dessen In-
anspruchnahme jedoch einer Schwichung
der EU und hochstwahrscheinlich auch
einem Glaubwiirdigkeits- und Imagever-
lust des jeweiligen Staates innerhalb der
Gemeinschaft gleich.

nicht nur der Charta der UNOQO, sondern
auch den Bestimmungen der GASP sowie
der 1999 initiierten ESVP untergeordnet
und somit tiber weite Strecken substanzlos
— das Pochen auf dem Kernbestand (Neut-
ralitit in allen Kriegen, keine Beteiligung
an militarischen Biindnissen, keine Errich-
tung militirischer Stiitzpunkte durch frem-
de Staaten auf eigenem Gebiet) von Ver-
fechtern der Neutralitit wird in diesem
Kontext von Kritikern als «iiberholt und
irrelevant» abgetan. Neben der parteipoli-

Osterreichs Neutralitat wurde somit
nicht nur der Charta der UNO,
sondern auch den Bestimmungen der
GASP sowie der 1999 initiierten ESVP
untergeordnet und somit tber
weite Strecken substanzlos.

tisch unterschiedlichen Einschitzung des
verbliebenen  Neutralititsgehalts gab es
Ende der 1990er-Jahre aber einen zweiten
sicherheitspolitischen Zankapfel in Oster-
reich — eine allfillige NATO-Vollmitglied-
schaft. Der sogenannte «Optionenbericht»
der damals amtierenden grossen Koali-
tion von SPO (Sozialdemokratische Partei
Osterreichs) und OVP (Osterreichische
Volkspartei) scheiterte im Herbst 1998 be-
reits an der Frage, ob eine NATO-Vollmit-
gliedschaft grundsitzlich eine Moglichkeit
darstelle. Als dann im Jahr 1999 die NATO
auch noch den Luftkrieg gegen Jugo-
slawien flihrte, um dessen Prasidenten Slo-
bodan Milosevi¢ zum Einlenken in der
Kosovo-Frage zu zwingen, war die Option
einer Vollmitgliedschaft wohl endgliltig

NATO als «Kriegsgemeinschaft», der
Osterreich auf keinen Fall angehéren solle,
hatte sich in weiten politischen und gesell-
schaftlichen Kreisen durchgesetzt.

Das Beharren auf der Neutralitat und die
Skepsis gegentiber der NATO kénnen in
der politischen Praxis allerdings zu Irrita-
tionen und aussenpolitischen Problemen
fiihren, wie sich am Beispiel des interna-
tionalen Krisenmanagements im Kosovo
im Friithjahr 1999 zeigte. Osterreich ver-
weigerte damals NATO-Flugzeugen den
Uberflug, obwohl sich der amterende
SPO-Bundeskanzler Viktor Klima im EU-
Rahmen flir deren Einsatz ausgesprochen
hatte. Hier stellten europaische NATO-
Partner mehr oder weniger offen die Frage,
wie zuverlissig das neutrale Osterreich
tatsichlich sein kann und wie es mit seiner
internationalen Solidaritit beschaffen sei.
Innenpolitisch unumstritten war dagegen
die Berufung auf die Neutralitit, als Oster-
reich 2003 der US-gefiihrten Allianz zur
Invasion des Irak den Durchmarsch- und
Uberflug verwehrte. Allerdings hitten sich
manch andere Kriegsgegner in der EU ei-
ne vorrangig politische Argumentation
Osterreichs als den Riickzug auf eine rein
neutralititsrechtliche Position erhofft.

OBH vermehrt im Auslandseinsatz
Abgesehen davon kam Osterreich aber
seinen moralischen und politischen Ver-
pflichtungen bei der Beteiligung am inter-
nationalen Krisenmanagement in beinahe
vorbildlicher Weise nach. Sei es die Stabili-
sierungsoperation in Bosnien und Herze-
gowina (IFOR/SFOR) nach dem Frie-
densvertrag von Dayton Ende 1995, seien
es die internationalen Bemiithungen zur
Verhinderung des totalen Staatskollapses in
Albanien im Krisenjahr 1997 (als OSZE-
Sonderbeauftragter fungierte damals Alt-
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bundeskanzler Franz Vranitzky) oder sei es
anschliessend im Friithling 1999 das Betrei-
ben eines Flichtlingslagers in Nordalba-
nien fiir Kosovo-Vertriebene — das OBH
leistete bei allen wesentlichen Friedensmis-
sionen in Europa teils erhebliche Beitrige.
Eine grossere militirische Anforderung
stellte die Teilnahme von etwa 500 Solda-
ten an der Stabilisierung und am Wieder-
aufbau des Kosovo ab Sommer 1999 dar.
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Das OBH leistete bei allen wesent-
lichen Friedensmissionen in Europa
teils erhebliche Beitrage.

s s S PRI

Bis heute hat der siidosteuropdische
Raum sicherheitspolitische Prioritat, da
krisenhafte Entwicklungen in diesem Teil
Europas meist sehr rasch Auswirkungen auf
Osterreich haben. Wien hat daher grosstes
Interesse an einer nachhaltigen Stabilisie-
rung dieser Region, die im Idealfall zu ei-
ner EU-Integration aller Staaten flihren
soll. Dartiber hinaus beteiligte sich Oster-
reich aber auch wiederholt an Friedens-
missionen in Afghanistan und auf dem afri-
kanischen Kontinent.

Dabet fillt auf, dass die EU als institutio-
neller Rahmen und fiihrender Akteur er-
heblich an Format und Bedeutung gewon-
nen hat. So ist sie etwa bereits flir das ge-
samte internationale Krisenmanagement in
Bosnien und Herzegowina verantwortlich
und tbernimmt in zunehmendem Masse
auch Aufgaben im Kosovo.

Erginzend kann auf besondere Oster-
reichische sicherheits- und verteidigungs-
politische Initiativen verwiesen werden. So
erregte  Osterreichs damaliger Verteidi-
gungsminister Werner Fasslabend Aufsehen,
als er erstmals in der jungen Geschichte der
GASP wihrend des ersten osterreichischen
EU-Vorsitzes 1998 die Verteidigungsminis-

Fasslabend wollte damit auf die
zunehmende Bedeutung von
Streitkraften als sicherheits-
politisches Instrument der EU
aufmerksam machen.

ter zu einem informellen Treffen nach
Wien einlud. Fasslabend wollte damit auf
die zunehmende Bedeutung von Streit-
kriften als sicherheitspolitisches Instrument
der EU aufmerksam machen. Schon 1997
hatte er die Central European Nations
Cooperation (CENCOOP) ins Leben ge-
rufen, in deren Rahmen eine vorzeitige
Koordinierung der militirischen Beitrags-

b

Osterreichische Soldaten auf Patrouillenfahrt im Kosovo.

leistung der Teilnehmerstaaten zum inter-
nationalen  Krisenmanagement erfolgen
sollte. Offensichtich wurde die Tragweite
dieser Option gesamtpolitisch nicht ent-
sprechend erkannt und flihrte daher man-
gels Unterstlitzung nicht zum moglicher-
weise erzielbaren Erfolg. Bedauerlich ist
dies vor allem deshalb, weil sich innerhalb
einer stindig grosser werdenden EU ver-
mehrt regionale Kooperationen als wichtig
erweisen. In diesem Lichte ist auch der er-
folglose Versuch des Aussenministeriums
2001/02, mit angrenzenden und nahen
Staaten eine «Strategische Partnerschaft»
aufzubauen, zu sehen. Diese hitte im Um-
feld der frither initiierten CENCOOP-
Initiative vermutlich mehr Erfolgsaussich-
ten gehabt.

Gemischte Fusspatrouille eines osterreichischen ISAF-Soldaten mit afghanischen
Sicherheitskriften in den Strassen Kabuls (2002).
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Sicherheits- und Verteidigungs-
doktrin 2001 als «neues sicherheits-
politisches Drehbuch»

Nachdem sich die grosse Koalition nicht
auf ein neues sicherheitspolitisches Kon-
zept hatte einigen konnen, sah die «Wende-
regierung» von OVP und FPO (Freiheit-
liche Partei Osterreichs) 2000 hier grossen
Handlungsbedarf. Nach intensiver Vorar-
beit durch Experten aus den Schliisselminis-
terien und eingehender parlamentarischer
Behandlung wurde am 12. Dezember 2001
eine neue Sicherheits- und Verteidigungs-
doktrin (SVD) verabschiedet.?

5 Osterreichische  Sicherheits- und Verteidigungs-
doktrin. Allgemeine Erwigungen, Entschliessung des
Nationalrates, Wien 2002.Vgl. in diesein Zusammen-
hang auch Walter Feichtinger: Osterreichs Sicher-
heits- und Verteidigungsdoktrin und der Nationale
Sicherheitsrat. In: Osterreichische Militirische Zeit-
schrift 4/2002, S. 442—-447.
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23



SICHERHEITSPOLITIK

Das verstarkte Auftreten der EU als si-
cherheitspolitischer Akteur ist dabei fiir
Osterreich von besonderer Bedeutung,
weil es in der SVD, die de facto den tiber-
holten Landesverteidigungsplan aus 1983
ersetzte, die EU als seinen zentralen Sicher-
heitsrahmen festschrieb. So ist dort zu le-
sen: «Die Sicherheit Osterreichs und der
EU sind untrennbar miteinander verbun-

«Die Sicherheit Osterreichs und der
EU sind untrennbar miteinander
verbunden. Osterreich verwirklicht
seine Sicherheitspolitik heute im
Wesentlichen im Rahmen der EU.»

den. Osterreich verwirklicht seine Sicher-
heitspolitik heute im Wesentlichen im
Rahmen der EU.»° Diese freiwillige EU-
Bindung «erspart» natiirlich zudem wei-
tere Diskussionen tber eine NATO-Voll-
mitgliedschaft, sollten nicht gravierende
Anderungen der Weltlage eintreten. Die
Betonung der EU-Perspektive ist daher
aufgrund seiner Konzeption und Orientie-
rung visiondr und pragmatisch zugleich.
Das Dokument leitete die neuen sicher-
heitspolitischen Erfordernisse vom gein-
derten Bedrohungsbild und den verinder-
ten geopolitischen Rahmenbedingungen
ab. Diese waren im sogenannten Analyse-
teil ausflihrlich dargestellt worden, der auch
die Grundlage der parlamentarischen Dis-

In diesem Lichte wird auch die
Funktionalitat der Neutralitat
in Frage gestellt.

kussion in einem eigens eingerichteten
Unterausschuss des Landesverteidigungs-
ausschusses bildete. Demnach dominieren
nicht mehr zwischenstaatliche Konflikte;
Risiken, Gefahren und Bedrohungen ent-
stehen vielmehr aus ungeldsten innerstaat-
lichen Konflikten, transnationalem Ter-
rorismus, Organisierter Kriminalitit, der
Verbreitung von Massenvernichtungswat-
fen und regionalen Konflikten. Dies fiihrte
zu der Erkenntnis, dass Sicherheit im 21.
Jahrhundert nicht mehr von Staaten allein,
sondern nur mehr im Verbund zu erzielen
sel. In diesem Lichte wird auch die Funk-
tionalitit der Neutralitit in Frage gestellt.
Bemerkenswert sind die der Doktrin zu-
grunde gelegten Prinzipien, gemiss denen
Osterreich den zivilen und militirischen
Aspekten der Sicherheit entsprechende
Bedeutung beimisst (umfassende Sicher-
heit), grosse Chancen im praventiven Kri-
senmanagement sicht (priventive Sicher-
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OSTERREICHISCHE SICHERHEITS- UND VERTEIDIGUNGSDOKTRIN

Aligemeine Erwigungen
EntschlieBung des Nationalrates

HERAUSGEGEBEN VOM BUNDESKANZLERAMT
WIEN 2002

heit) und die europiische Solidaritit einer
nationalen Sicherheitspolitik vorzieht. Be-
sonders hervorzuheben ist der Hinweis,
dass der volkerrechtliche Status Osterreichs
im internationalen Vergleich nicht mehr
dem eines neutralen, sondern dem eines
allianzfreien Staates entspricht.’

Dem Basisdokument SVD sollte in wei-
terer Folge eine gesamtstaatliche Sicher-
heitsstrategie samt zugehorigen Teilstrate-
gien folgen, die als Handlungsanleitung flir
die jeweiligen Ministerien dienen. Aller-
dings scheint in der Zeit zwischen 2002
und 2006 das daftir erforderliche politische
Interesse geschwunden zu sein. So wurden
zwar auf Beamtenebene unter Federfiih-
rung des BKA die entsprechenden Vor-
arbeiten geleistet, die erforderliche politi-
sche Behandlung (z.B. die Diskussion und
Verabschiedung in Regierungs- und Parla-
mentsgremien) erfolgte jedoch nicht. Ver-
einfacht ausgedriickt bedeutet das, dass

Dem Basisdokument SVD sollte in
weiterer Folge eine
gesamtstaatliche Sicherheitsstrategie
samt zugehorigen Teilstrategien
folgen, die als Handlungsanleitung
fr die jeweiligen Ministerien dienen.

zwar mit der Sicherheits- und Verteidi-
gungsdoktrin  eine sicherheitspolitische
Absicht definiert wurde, die verbindlichen
Anleitungen flir deren Umsetzung aber
nicht geschaffen wurden. Die Bestitigung
fiir diese Auffassung findet sich im Arbeits-
programm der derzeitigen SPO-OVP-Re-
gierung, das im Punkt I.1. zur Sicherheits-

politik festhilt: «Die Teilstrategien der Bun-
desministerien zur Sicherheitspolitik sind
zu finalisieren und eine staatliche Gesamt-
strategie ist zu erstellen.»®

Im Zusammenhang mit der SVD sei
noch auf zwei Initiativen verwiesen, die in
deren Umfeld entstanden. So wurde er-
stens 2001 der Nationale Sicherheitsrat ge-
setzlich geschaften, der in weiten Bereichen
den bisherigen Landesverteidigungsrat er-
setzte. Er bietet vor allem der Opposition
die Moglichkeit, sich in sicherheitspoliti-

Zweitens wurde mit der Etablierung
des Strategischen Fiihrungslehrganges
eine Empfehlung umgesetzt.

schen Belangen aktuell Gehor und Infor-
mation zu verschaffen. Zweitens wurde mit
der Etablierung des Strategischen Fiih-
rungslehrganges eine Empfehlung umge-
setzt. Demnach sollen Aspekte der Sicher-
heitspolitik ausgewihlten Spitzenkriften
aus allen Wirkungsbereichen (Medien,
NGOs, Wirtschaft, 6ffentliche Verwaltung
u.a.) in drei mehrtigigen Modulen vermit-
telt und in weiterer Folge eine «strategic
community» geschaffen werden.”

Die Bundesheerreformkommission
2003/04 — Auftakt zum Umbau des
OBH

Die SVD lieferte den Anstoss zum for-
cierten Umbau des OBH. Schon im Juni
2002 hatte der damalige Chefplaner des
Bundesministeriums flir Landesverteidi-
gung (BMLV), Korpskommandant Fried-
rich Hessel, auftragsgemiss Verteidigungs-
minister Herbert Scheibner darauf hinge-
wiesen, dass sich «das strategische Denken
von der primir auf die eigene territoriale
Verteidigung ausgerichteten Zielsetzung
hin zur aktiven Gestaltung bzw. Stabilisie-
rung des strategischen Umfelds entwickelt.
Dies bedeutet Konfliktpravention, Frie-
denserhaltung und Friedensgestaltung aus-
serhalb des eigenen Territoriums, und zwar
vornehmlich in Krisengebieten, die Ein-
fluss auf die eigene Sicherheit haben bzw.
entsprechende  Auswirkungen auslosen
konnen.'” In Punkt 5 der Vorbemerkung

¢ Osterreichische Sicherheits- und Verteidigungs-
doktrin. Allgemeine Erwigungen, Entschliessung des
Nationalrates, Wien 2002, S. 4.

"Ebda S. 10.

*Regierungsprogramm 2007-2010 fiir die XXIII.
Gesetzgebungsperiode. Januar 2007.

“Vgl. Internet-Dokument LVAK — Strategischer
Fuhrungslehrgang: http: / /wunv.stratfuelg.gv.at /.

9Siche Friedrich Hessel: (“)\IC!'I'L‘IL‘]]l\(‘hu‘ Vertei-
digungspolitik als Teilstrategie der Sicherheits- und
Verteidigungsdoktrin. Folgerungen fiir die Streitkrifte-
planung (internes Dokument, vom Verfasser freige-

geben).
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Die BH-Reformkommission unter Vorsitz des ehemaligen Wiener Biirgermeisters

Helmut Zilk.

hielt er fest: «Die Konsequenz flir das dster-
reichische Bundesheer ist somit die prio-
ritaire  Ausrichtung auf multinationale
Einsitze ausserhalb der eigenen Grenzen

unter gleichzeitiger Berticksichtigung der

Befihigung der Aufgabenerfiillung im In-
neren.»

Diesen Grundgedanken folgte dann
auch die Reformkommission. In einem
ausserst ;ulf\\'Cndigcn und transparenten
Verfahren wurden unter Einbeziehung al-
ler relevanten Akteure aus dem Zivil- und
Militirbereich und unter Vorsitz des ehe-
maligen Wiener Biirgermeisters Helmut
Zilk samtliche Eckdaten und Rahmenbe-
dingungen erwartbarer Einsitze erhoben
und Empfehlungen fiir die zukiinftige Ge-
staltung des Bundesheeres erarbeitet. In
dem 2004 der Bundesregierung vorgeleg-
ten Bericht der Reformkommission finden
sich Empfehlungen wie die Beibehaltung
der (verkiirzten) Wehrpflicht, die besonde-
re Betonung der Auslandseinsitze als Leit-
linie zukiinfiger Planungen, die stindige
Verfligbarkeit von 10000 Personen flir Ka-
tastropheneinsitze im Inneren oder eine
Auslandseinsatzverpflichtung fir alle neu
eintretenden Berufssoldaten.

Allerdings weisen fiihrende Stellen
auf die besondere Bedeutung der
Miliz als Verstarkungselement hin.

Dass mit der Reform die Bedeutung der
Milizkomponente — ein Fundament der
Raumverteidigung — drastisch sinken wiir-
de, wurde im Zuge der Diskussionen trotz
gegenteiliger offizieller Bekundungen wohl
jedem Beteiligten und Beobachter klar.
Allerdings weisen fiihrende Stellen auf die
besondere Bedeutung der Miliz als Verstir-
kungselement hin. Fiir die Verankerung des
OBH in der osterreichischen Gesellschaft

&

Foto: Bundesheer

diirfte’ aber die Beibehaltung der Wehr-
pflicht von mindestens ebenso grosser
Bedeutung sein. Zudem stellt diese ja
«zwangsliufigr auch die wichtigste Werbe-
und Rekrutierungsbasis zur Abdeckung
des Personalbedarfs dar.

Die ausserst stringente und konsequente
Umsetzung der Empfehlungen durch ein
speziell eingerichtetes Management (OBH
2010) fithrte mittlerweile zu massiven Ver-
inderungen der Dislokation, der Struktur
und des Umfangs der Streitkrifte, was man-
cherorts Skepsis und auch Kritik hervor-
rief. So stiess beispielsweise die vorzeitige
Reduktion der Wehrdienstzeit (noch vor
Beendigung des Assistenzeinsatzes) auf
sechs Monate vielerorts auf Unverstindnis
und Missfallen. Das Verteidigungsressort
wird sich von 40 Prozent seiner Liegen-

W

Der ehemalige Verteidigungsminister Giinther Platter und der Generalstabschef des

schaften trennen, der Verkaufserlos soll
grosstenteils ins OBH zuriickfliessen. Die
erwarteten Einnahmen in Hohe von 500
Millionen Euro werden aber keinesfalls den
bis 2012 erforderlichen Investitionsbedarf
von geschitzten vier Milliarden Euro de-
cken konnen.

Bedeutend jedoch ist, dass diese Re-
form, wegen ihrer Permanenz und Nach-
haltigkeit als Transformation bezeichnet,
einem «doppelten Anspruch» folgt. So gilt

So gilt es erstens, das OBH von einer
«Territorialverteidigungsarmee»
in ein «Einsatzheer» fur internationale
Friedensmissionen zu verwandeln.

es erstens, das OBH von einer «Territorial-
verteidigungsarmee» in ein «Einsatzheer
fir internationale Friedensmissionen zu
verwandeln.Vorrangiges Ziel der Planer ist
dabei, ein ausgewogenes Verhiltnis (1:1)
zwischen der Grundorganisation fiir den
Verwaltungs-/Friedensbetrieb und der Ein-
satzorganisation herzustellen.

Die Realisierung dessen wird vor allem
angesichts der dienstrechtlichen Problema-
tik einige Jahre in Anspruch nehmen und
wohl insbesondere eines politischen Kraft-
aktes bedtrfen. Dabei ist auch die besonde-
re mentale Herausforderung flir manche
Angehorige des Verteidigungsressorts, fiir
die der Umstieg auf ein einsatzorientiertes
Denken undVerhalten einen Bruch mit der
bisherigen Unternchmenskultur bedeutet,
mit ins Kalkiil zu ziehen. Der «Faktor

Osterreichischen Bundesheeres, General Roland Ertl, beim Festakt zur Einnahme der

Neugliederung (2006).

Military Power Revue der Schweizer Armee Nr.3-2007, Beilage zur ASMZ 12/2007 und zum Schweizer Soldat 12/2007

Foto: LVAK-HBF

25



SICHERHEITSPOLITIK

Mensch» muss daher aus Griinden der per-
sonlichen Einstellung, der individuellen
Erwartungen und der steigenden Belastun-
gen (z.B. vermehrte Auslandseinsitze) ver-
stirkt in den Transformationsprozess ein-
bezogen werden.

Es ist vermutlich nicht jedem Gster-
reichischen Staatsbiirger und Politiker be-
wusst, zu welchen Aufgaben das OBH
mittlerweile herangezogen werden kann.
Neben den klassischen Inlandsaufgaben
(Landesverteidigung inklusive aktiver und
passiver Luftraumiiberwachung, Katastro-
phenhilfe und Assistenzleistung) bestim-
men vor allem die sogenannten Petersberg-
Aufgaben der EU das Anforderungsprofil
zukiinftiger Streitkrifte in Europa. Dieses
Aufgabenspektrum umfasst neben Mass-
nahmen der Katastrophenhilfe auch Ein-
sitze zur Friedenssicherung und zur
Friedensschaffung — sicherheitspolitische
Ambitionen, die in ihrer politischen und
militirischen Tragweite noch vielfach un-
terschitzt werden.

Zweitens erfolgt mit der Transformation
gleichzeitig der pragmatische Versuch, die-
ses neue Bundesheer den Realititen und
permanenten Sparzwingen des chronisch
unterdotierten Verteidigungsbudgets anzu-
passen. Es darf hier nur der Vollstindigkeit
halber erwihnt werden, dass sich Oster-
reich im europiischen Vergleich mit zirka
0,8 Prozent des Bruttoinlandproduktes
noch immer das geringste Verteidigungs-
budget deistet». Dabei dringt sich unver-
ziiglich die Frage auf, wie die umfang-
reichen und qualitativ  anspruchsvollen
Herausforderungen unter den finanziellen

und materiellen Gegebenheiten bewiltigt
werden konnen. Denn auch hier gilt die
Devise, dass «Sparen kostet» und die Um-
stellung des «Systems Landesverteidigungy
auf ein «System umfassende Sicherheit» der
vielfach strapazierten und betrichtlichen
Anschubfinanzierung bedarf.

Zusammenschau und Bewertung

Logischer Wandel ohne
hervorstechende Verinderung

Gesamt betrachtet hat Osterreich die
sicherheitspolitischen  und  militirischen
Herausforderungen nach 1989 ganz gut
gemeistert. Da Osterreichische Regierun-
gen sicherheits- und verteidigungspolitisch
schon wihrend des Kalten Krieges keine
besonderen Ambitionen verfolgten, war es
unrealistisch, nach dessen Ende ein gestei-
gertes Interesse, Verstindnis oder Engage-
ment zu erwarten. Als bester Indikator
dafiir kann das Verteidigungsbudget heran-
gezogen werden.

Osterreichs Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik und sein wichtigstes Instru-
ment, das OBH, haben in der Zeit von
1989 bis 2007 dennoch einen bemerkens-
werten Wandel erfahren. Die ganz grossen
Verinderungen sind allerdings ausgeblie-
ben. Man hitte beispielsweise das Konzept
der Neutralitit tatsichlich kritisch auf seine
Funktionalitit untersuchen und etwa mit
der Mitwirkung an der GASP/ESVP auf-
geben konnen. Die Neutralitit hitte auch
durch eine NATO-Vollmitgliedschaft er-
setzt werden konnen, was neben den obli-

Streitkréftefiihrungs-

gatorischen Verpflichtungen auch den Vor-
teil der vollen politischen Mitsprache und
des kollektiven Schutzes gebracht hitte.
Die zwischen 1989 und 2007 wechselnden
Regierungen haben dagegen — sei es aus
parteipolitischen Zwingen oder aus innen-
politischem Kalkiil — einen Weg der Mitte
beschritten, der bislang innen- wie aussen-
politisch iiberwiegend Akzeptanz fand.

LT

Man hétte beispielsweise das Konzept
der Neutralitat tatsachlich kritisch
auf seine Funktionalitat untersuchen
und etwa mit der Mitwirkung an der
GASP/ESVP aufgeben kénnen.

Osterreichs Neutralitit wird daher wohl
noch lange eine sicherheitspolitische
Konstante darstellen und bei Partnern wie
Beobachtern fiir Verwunderung und Irrita-
tion sorgen. Die Einschitzung des OVP-
Landwirtschaftsministers und Leiters der
parteiinternen Perspektivengruppe, dass die
Neutralitit eine heilige Kuh sei, die noch
immer Milch gebe," ist daher symptoma-
tisch fiir deren Einschitzung, wird aber zu-
mindest innerhalb der EU wohl wenig
Beifall finden.

""Vgl. Interview mit Josef Proll. In: Die Presse,
1.9.2007,S.5.

Heeresorganisation OBH 2007

Gesamttruppenstirke ca. 55.000 Mann (nach Mobilmachung)

BMLV

Quelle: Commenda, Othmar (Hg.):
OBH 2010 - Die Realisierung.
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Standige strukturierte
Zusammenarbeit als sicherheits-
politische Messlatte

Das Ansinnen um eine NATO-Vollmit-
gliedschaft ist nunmehr wohl endgtiltig von
der innenpolitischen Agenda verschwun-
den. So erklirte der ehemalige Bundes-
kanzler und nunmehrige OVP-Klubob-
mann Wolfgang Schiissel im Sommer 2007:
«Die NATO-Option ist vom Tischy»."
Selbst flir den Fall, dass die NATO einen
Raketenabwehrschirm tiber Europa span-
nen sollte, ist hier keine gravierende Ande-
rung zu erwarten.

Im Rahmen des EU-Reformvertrages
wird der Frage, welche Anforderungen die
stindige  strukturierte Zusammenarbeit
stellt, besondere Bedeutung zukommen.
Denn Osterreichs Ambitionen und Ziele
sind hier Gber alle Parteigrenzen hinweg
erstaunlich klar: Osterreich soll zur «Kern-
gruppe» gehoren. Spannend wird dabei
sein, welche sicherheitspolitischen Krite-
rien dabei zu erfiillen sind und ob Oster-
reich dem nachkommen will und kann.

In der bisherigen Entwicklung ist nim-
lich bereits eine gewisse Diskrepanz zwi-
schen politischer Willenserklirung und
realpolitischem Engagement zu erkennen.
So stellten Analytiker wie Partner im Rah-
men der EU-Verfassungsdiskussion er-

e e

In der bisherigen Entwicklung ist
namlich bereits eine gewisse
Diskrepanz zwischen politischer
Willenserklarung und realpolitischem

Engagement zu erkennen.

staunt fest, dass Osterreich, das als eines der
ersten Mitglieder eine Beistandsverpflich-
tung gefordert hatte, sich plotzlich davon
distanzierte und gemeinsam mit den ande-
ren Neutralen/Allianzfreien fiir sich einen
Sonderstatus reklamierte. Das ist insofern
zu bedauern, als Osterreich mit seiner friih-
zeitigen sicherheitspolitischen Festlegung
auf die EU als zentrale Sicherheitsorgani-
sation einen innovativen Weg beschritten
hatte. Angesichts bisheriger und aktueller
Spannungen zwischen EU und NATO
stellt sich namlich auch flir andere EU-
Mitglieder zunehmend die Frage, ob nicht
der Stirkung der autonomen Handlungs-
fahigkeit der EU der Vorrang gegeniiber

2Vgl. Interview
ORF/ZIB 2,4.9.2007.

PVgl. Interview mit EU-Experten Daniel Gros.
In: ORF/ZIB 1,5.9.2007.

"Vortrag des Verteidigungsministers anlisslich der

mit Wolfgang Schiissel. In:

Jahresagung  der Wissenschaftskommission  beim

BMLY, 1.10.2007 Wien.

SPO-Verteidigungsminister
Norbert Darabos.

mithseligen und schwierigen politischen
NATO-Abstimmungen, die insbesondere
von einer Blockadepolitik des Nicht-EU-
Mitglieds Tiirkei bestimmt werden, zu ge-
ben wire.

In diesem Kontext wird Osterreichs
Teilnahme am  sogenannten  «Battle-
Group-Concept» der EU kritisch zu ver-
folgen sein. Diese bisher insgesamt 19 ge-
planten, rasch verfligbaren, schlagkriftigen
Kampfverbande mit jeweils zirka 1500 Sol-
daten sind als «Krisenfeuerwehr weltweit
einsetzbar und kénnten die sicherheitspoli-
tische Handlungsfihigkeit der EU mass-
geblich steigern. Es ist erkennbar, dass die
Qualitit und Quantitit der nationalen
Beitrage dabei zunehmend zum Indikator
fur die Ernsthaftigkeit der Mitwirkung an
der Europiischen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik wird. Osterreich gerit hier
in Gefahr, den Anschluss zu verlieren und
damit seinen eigenen Anspriichen nicht
gerecht zu werden.Vor allem warnen poli-
tische Beobachter davor, im Falle eines
Battle-Group-Einsatzes seine Bereitschaft
plotzlich zurtickzuziechen und nationale
Vorbehalte anzumelden. Dies wiirde ver-
mutlich einen irreparablen Imageschaden
und  Glaubwiirdigkeitsverlust  bedeuten,
Osterreich wiirde sich in einem solchen
Fall in der EU isolieren."” Zufolge aktueller
Aussagen von SPO-Verteidigungsminister
Norbert Darabos beabsichtigt Wien, sich
mit mindestens 200 Soldaten friihestens
2011 an einer Battle Group zu beteiligen."

Umdenken ist erforderlich

Die absehbaren sicherheitspolitischen
Notwendigkeiten, aber auch Gestaltungs-
moglichkeiten verstirken den Trend zur
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Teilnahme an internationalen Friedens-
einsitzen. Dies stellt Politik, Gesellschaft
und oftmals auch die Soldaten vor erhebli-
che Probleme und verlangt ein grundsitz-
liches Umdenken. Als vordringlich wire
wohl ein umfassendes Verstandnis von Si-
cherheitspolitik und eine neue Vorstellung
von der Rolle der 6sterreichischen Streit-
krifte im 21. Jahrhundert einzustufen.

Die weitere Entwicklung des OBH ist
schwer zu prognostizieren. Bisherige ope-
rative Erfahrungen aus multinationalen
Missionen sind ermutigend, das internatio-
nale Ansehen der Soldaten ist hervorra-

Fraglich ist allerdings, ob in Zukunft
die nétige politische Bereitschaft
und Unterstiitzung im erforderlichen
Ausmass gegeben sein wird.

gend. Fraglich ist allerdings, ob in Zukunft
die notige politische Bereitschaft und Un-
terstiitzung im erforderlichen Ausmass ge-
geben sein werden. Aus der Zeit der Raum-
verteidigung bestens bekannte Lippen-
bekenntnisse und Sonntagsreden werden
namlich nicht gentigen, um Streitkrifte, die
Osterreichs politischen Vorstellungen, sei-
ner Wirtschaftskraft und den Erwartungen
seiner Partner entsprechen, aufstellen und
unterhalten zu kénnen.

Es wird also zu beobachten sein, ob der
«symbolischen Landesverteidigungy (kriti-
sche Anmerkung osterreichischer Experten
zu den Verteidigungsanstrengungen wih-
rend des Kalten Krieges) nun ein «symboli-
scher Beitrag zur Sicherheit Europas» folgt.
Die bisherige Beteiligung an Auslandsmis-
sionen spricht zwar auf den ersten Blick
dagegen, die absehbaren finanziellen und
materiellen Erfordernisse eines substanziel-
len zukiinftigen Beitrags zum internationa-
len Krisenmanagement lassen es aber be-
flirchten.

Insgesamt ist davon auszugehen, dass
Osterreich auch hinkiinftig kein erhohtes
Mass an sicherheitspolitischen Ambitionen
entwickeln wird, da die Bedeutung und der
Stellenwert von Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik unverindert in unverstindli-
chem Masse unterschitzt werden. Somit
werden wohl auch die mégliche Rolle und
das Potenzial des OBH als Instrument einer
umfassenden  Sicherheitspolitik  weiterhin
unterbewertet und damit finanziell unter-
dotiert bleiben. Der Unterschied zur Zeit
des Kalten Krieges besteht allerdings darin,
dass Osterreichs Beitrag und Mitwirken
heute wesentlich kritischer von seinen
Partnern betrachtet werden. Bislang ist
jedoch nicht erkennbar, dass daraus ein
substanzieller Impuls zur Neuorientierung
erwachsen konnte. o

27



	Österreich im sicherheitspolitischen Wandel : von der Landesverteidigung zur solidarischen Friedenssicherung

